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Drucksache 7/3525 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 
und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf das Statut der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und die Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften, festgelegt durch die Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 und zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 3191/74“), insbesondere auf Artikel 94 
der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1 0/63/Euratom 
des Rates vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanla- 
genbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (Euratom) 
Nr. 1863/74 4), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat auf Vorschlag der Kommission über 
die Änderung der Regelung der Bezüge und der 
sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten 
der GES, die in Belgien dienstlich verwendet wer- 
den, zu beschließen. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 341 
vom 20. Dezember 1974, S. 1 

•'9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/63 
4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 197 
vom 19. Juli 1974, S. 5 


Die an diesem Dienstort gegebenen besonderen 
Verhältnisse erfordern eine Änderung der Rege- 
lung der Bezüge dieser Bediensteten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 10/63/Euratom wird wie folgt 
geändert: 

Nach Artikel 3 wird folgender Artikel 3 a eingefügt: 
„Artikel 3 a 

Atomanlagenbedienstete, die den Dienstposten eines 
Büroassistenten, Bürosekretärs, Fernschreibers, Ma- 
schinenschreibers, Bürohauptsekretärs oder Haupt- 
sekretärs bekleiden, können eine vorübergehende 
Pauschalzulage erhalten. Die Höhe dieser Zulage 
und der Zeitraum, in dem sie gewährt wird, werden 
vom Rat nach dem in Artikel 65 Absatz 2 des Statuts 
, genannten Verfahren festgelegt.’' 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaft in Kraft. 

Sie ist ab 1. Juli 1974 wirksam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
; lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 16. April 1975 - If4 - 680 70 - E - At 3/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht beigefügt. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 
und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelie, die in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich verwendet 
werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf das Statut der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und die Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften, festgelegt durch die Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68^) und zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG, Euratom, | 
EGKS) Nr. 3191/74^), insbesondere auf Artikel 94 
der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 9/65/Euratom 
des Rates vom 16. März 1965 zur Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanla- 
genbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in der Bundesrepublik Deutschland dienst- 
lich verwendet werden^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (Euratom) Nr. 1618/74^), 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat auf Vorschlag der Kommission über 
die Änderung der Regelung der Bezüge und der 
sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten 
der GFS, die in der Bundesrepublik Deutschland 
dienstlich verwendet werden, zu beschließen. 

Die an diesem Dienstort gegebenen besonderen 
Verhältnisse erfordern eine Änderung der Rege- 
lung der Bezüge dieser Bediensteten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 341 
vom 20. Dezember 1974, S. 1 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 
vom 25. März 1965, S. 718/65 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 174 
vom 28. Juni 1974, S. 15 


Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 9/65/Euratom wird wie folgt 
geändert: 

1. Es wird folgender Artikel 3 b eingefügt; 

„Artikel 3 b 

Atomanlagenbedienstete, die keinen Anspruch 
auf die in Artikel 3 vorgesehenen Familienzu- 
lagen haben, erhalten eine Prämie in Höhe von 
13,5 V. H. der Grundbezüge. 

Atomanlagenbedienstete, die Anspruch auf die in 
Artikel 3 vorgesehenen Familienzulagen haben, 
erhalten eine Prämie in Höhe von 16 v. H. der 
Grundbezüge.“ 

2. Es wird folgender Artikel 3 c eingefügt: 

„Artikel 3 c 

Atomanlagenbedienstete, die den Dienstposten 
eines Büroassistenten, Bürosekretärs, Fernschrei- 
bers, Maschinenschreibers, Bürohauptsekretärs 
oder Hauptsekretärs bekleiden, können eine vor- 
übergehende Pauschalzulage erhalten. Die Höhe 
dieser Zulage und der Zeitraum, in dem sie ge- 
währt wird, werden vom Rat nach dem in Arti- 
kel 65 Absatz 3 des Statuts genannten Verfahren 
festgelegt.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie ist ab 1. Juli 1974 wirksam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 
und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf das Statut der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und die Besdiäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften, festgelegt durch die Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68^) und zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 3191/74 2), insbesondere auf Artikel 94 
der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 11/65/Euratom 
des Rates vom 16. März 1965 zur Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanla- 
genbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in den Niederlanden dienstlich verwendet 
werden^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(Euratom) Nr. 2928/74^), 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat auf Vorschlag der Kommission über 
die Änderung der Regelung der Bezüge und der 
sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten 
der GFS, die in den Niederlanden dienstlich verwen- 
det werden, zu beschließen. 

Die an diesem Dienstort gegebenen besonderen 
Verhältnisse erfordern eine Änderung der Bezüge 
dieser Bediensteten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 341 
vom 20. Dezember 1974, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 
vom 25. März 1965, S. 722/65 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 311 
vom 22. November 1974, S. 1 


Artikel 1 

i 

I Die Verordnung Nr. 11/65/Euratom wird wie folgt 
I geändert: 

I 1. Es wird folgender Artikel 3 f eingefügt: 

I 

„Artikel 3 f 

Atomanlagenbedienstete ohne unterhaltsberech- 
tigte Personen erhalten eine Prämie in Höhe von 
13,5 V. H. der Grundbezüge. 

Atomanlagenbedienstete mit einer unterhalts- 
berechtigten Person erhalten eine Prämie in Höhe 
von 16 V. H. der Grundbezüge. 

2. Es wird folgender Artikel 3 g eingefügt; 

„Artikel 3 g 

Atomanlagenbedienstete, die den Dienstposten 
eines Büroassistenten, Bürosekretärs, Fernschrei- 
bers, Maschinenschreibers, Bürohauptsekretärs 
oder Hauptsekretärs bekleiden, können eine vor- 
übergehende Pauschalzulage erhalten. Die Höhe 
dieser Zulage und der Zeitraum, in dem sie ge- 
währt wird, werden vom Rat nach dem in Arti- 
kel 65 Absatz 3 des Statuts genannten Verfahren 
festgelegt.” 

A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
' öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaft in Kraft. 

Sie ist ab 1. Juli 1974 wirksam. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
' lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 



